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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1955 Ausgegeben am 14. Juli 1955 34. Stück

1 3 7 . Bundesgesetz: Erhöhung der Beiträge zur Invalidenversicherung und zur Angestelltenversicherung und
Gewährung einer Sonderzahlung für das Jahr 1955.

138. Bundesgesetz: 7. Arbeitslosenversicherungsgesetz-Novelle.
139. Bundesgesetz: Dentistengesetznovelle 1955.
1 4 0 . Bundesgesetz: Grunderwerbsteuergesetz 1955.
1 4 1 . Bundesgesetz: Erbschafts- und Schenkungssteuergesetz 1955.

137 . Bundesgesetz vom 30. Juni 1955
über die Erhöhung der Beiträge zur Inva-
lidenversicherung und zur Angestellten-
versicherung und die Gewährung einer

Sonderzahlung für das Jahr 1955.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Erhöhung der Beiträge zur Invaliden-
versicherung und zur Angestelltenversicherung.

§ 1. (1) Die Beiträge zur Invalidenversicherung
werden wie folgt festgesetzt:

a) bei der Allgemeinen Invalidenversiche-
rungsanstalt und bei der Versicherungs-
anstalt der österreichischen Eisenbahnen
mit 12 v. H .

b) bei der Land- und Forstwirtschaftlichen
Sozialversicherungsanstalt mit 13 V. H .

der Beitragsgrundlage.

(2) Die Beiträge zur Angestelltenversicherung
werden mit 11 v. H . der Beitragsgrundlage fest-
gesetzt.

(3) Von den nach Abs. 1 lit. a und Abs. 2 fest-
gesetzten Beiträgen tragen der Versicherte und
der Dienstgeber je die Hälfte. Von den nach
Abs. 1 lit. b festgesetzten Beiträgen trägt der
Versicherte 5'5 v. H., der Dienstgeber 7'5 v. H .
der Beitragsgrundlage.

Zuwendung eines Teiles des Unfallversicherungs-
beitrages an die Rentenversicherung.

§ 2. Von dem im § 78 Abs. 4 erster Satz des
Sozialversicherungs-Überleitungsgesetzes 1953,
BGBl. Nr. 99, festgesetzten Unfallversicherungs-
beitrag hat der einhebende Versicherungsträger
für Arbeiter, die einer Rentenversicherung
unterliegen, 0'4 v. H. der Bemessungsgrundlage
für den Beitrag dem zuständigen Träger der
Rentenversicherung zusammen mit dem Beitrag
zu dieser Versicherung abzuführen. § 85 Abs. 5
erster Satz des Sozialversicherungs-Überleitungs-
gesetzes 1953, in der Fassung der 3. Novelle,
BGBl. Nr . 165/1954, wird aufgehoben.

Gewährung einer Sonderzahlung
für das Jahr 1955.

§ 3. (1) Für das Jahr 1955 wird Empfängern
einer für den Monat September 1955 gebühren-
den Rente eine Sonderzahlung gewährt

a) zu den Renten aus den Rentenversiche-
rungen, wenn der Rentenanspruch für den
Monat September 1955 nicht aus einem
der im § 6 des Rentenbemessungsgesetzes
vom 6. Juli 1954, BGBl. Nr . 151, bezeich-
neten Gründe bei einer Versichertenrente
mit 239 S monatlich, bei einer Hinterblie-
benenrente mit 147 S monatlich ruht;

b) zu Verletztenrenten auf Grund einer Er-
werbsfähigkeitseinbuße von wenigstens
70 v. H., zu mit zwei Fünfteln des Jahres-
arbeitsverdienstes bemessenen Witwen-
(Witwer)renten, zu Waisenrenten und zu
Elternrenten aus der allgemeinen und
landwirtschaftlichen Unfallversicherung;
außerdem zu anderen Renten aus einer
dieser Versicherungen, wenn dem Berech-
tigten auch aus einer Rentenversicherung
eine Rente gewährt wird, die wegen des
Zusammentreffens mit der Rente aus der
Unfallversicherung teilweise ruht, falls dem
Berechtigten eine Sonderzahlung zur
Rente aus der Rentenversicherung nach
lit. a gebührt.

(2) Wird die Rente einer anderen Person oder
Stelle als dem ehemals versicherten Berechtigten
(den berechtigten Hinterbliebenen) auf Grund
eines Anspruchsüberganges überwiesen, so wird
die Sonderzahlung nur geleistet, wenn sie dem
Berechtigten ungeschmälert zugute kommt.

(3) Die Sonderzahlung nach Abs. 1 ist gleich
hoch wie der für den Monat September 1955
auszuzahlende Monatsbezug der Rente ohne die
Wohnungsbeihilfe.

(4) Ein vorübergehendes Ruhen der Rente im
Sinne des Abs. 1 lit. a schließt den Anspruch
auf die Sonderzahlung nicht aus.
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(5) Die Sonderzahlung wird zu im Monat
Oktober 1955 laufenden Renten in diesem Mo-
nat, sonst zugleich mit der Aufnahme der lau-
fenden Rentenzahlung flüssiggemacht.

(6) Ein schriftlicher Bescheid ist nur im Falle
der Ablehnung auf Begehren des Rentenberech-
tigten zu erteilen.

(7) Die Sonderzahlung für das Jahr 1955 ist in
den Rentenaufwand gemäß § 85 Abs. 3 lit, b
des Sozialversicherungs - Überleitungsgesetzes
1953, BGBl. Nr. 99, in der Fassung des Renten-
bemessungsgesetzes vom 6. Juli 1954, BGBl.
Nr. 151, einzubeziehen.

Wirksamkeitsbeginn.

§ 4. Bis zur Neufestsetzung nach den hiefür
geltenden Vorschriften werden die für Zwecke
des Steuerabzuges vom Arbeitslohn und für
Zwecke der Sozialversicherung festgesetzten
Sachbezugswerte um 20 v. H. erhöht.

§ 5. Dieses Bundesgesetz tritt in Kraft
a) mit dem Beginn der Beitragsperiode Au-

gust 1955 hinsichtlich der Bestimmungen
der §§ 1, 2 und 4;

b) im übrigen mit dem auf die Kundmachung
dieses Bundesgesetzes folgenden Monats-
ersten.

Vollzug.

§ 6. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für soziale Verwal-
tung im Einvernehmen mit dem Bundesministe-
rium für Finanzen betraut.

Körner
Raab Maisel Kamitz

1 3 8 . Bundesgesetz vom 30. Juni 1955 über
die Abänderung des Arbeitslosenversiche-
rungsgesetzes (7. Arbeitslosenversicherungs-

gesetz-Novelle).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Arbeitslosenversicherungsgesetz, BGBl.
Nr. 184/1949, in der Fassung der 6. Arbeits-
losenversicherungsgesetz-Novelle, BGBl. Nr . 167/
1954, wird wie folgt abgeändert:

1. Im § 1 Abs. 2 wird an die lit. h eine lit. i
nachstehenden Wortlautes angefügt:

„i) Personen bis zum vollendeten 14. Lebens-
jahr, soweit sie aber das 14. Lebensjahr
vor Beendigung der gesetzlichen Schul-
pflicht beenden, bis zum Ablauf des letzten
Schuljahres."

2. § 16 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Der Anspruch auf das Arbeitslosengeld
ruht während

a) des Bezuges von Krankengeld oder
Wochen(Schwangeren)geld,

b) der Unterbringung des Arbeitslosen in
einer Heil- oder Pflegeanstalt,

c) des Bezuges von Renten aus dem Versiche-
rungsfall der Invalidität oder Berufsunfä-
higkeit, mit Ausnahme des Bezuges einer
Knappschaftsrente,

d) der Verbüßung einer Freiheitsstrafe sowie
während einer anderweitigen auf behörd-
licher Anordnung beruhenden Anhaltung."

3. § 20 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Das Arbeitslosengeld beträgt wöchentlich

4. Nach § 34 wird ein § 34 a folgenden Wort-
lautes eingefügt:

„§ 34 a. Kurzarbeiterunterstützung kann auch
aus Anlaß von Naturkatastrophen, wie Über-
schwemmungen, Lawinenstürzen, und deren
Folgen gewährt werden. Hiebei gelten die Be-
stimmungen des § 34 Abs. 2 bis 5 mit der Maß-
gabe, daß das Erfordernis des Abs. 3 lit. b ent-
fallen kann, wenn triftige Gründe dies recht-
fertigen."

Artikel IL

(1) Die Bestimmung des Artikels \ Ziffer 1
dieses Bundesgesetzes tri t t rückwirkend mit
6. Juni 1955 in Kraft, die übrigen Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes treten mit Beginn der
seiner Kundmachung folgenden Kalenderwoche
in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für soziale Verwal-
tung betraut.

Körner
Raab Maisel
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1 3 9 . Bundesgesetz vom 30. Juni 1955, wo-
mit das Dentistengesetz, BGBl. Nr. 90/1949,
abgeändert und ergänzt wird (Dentisten-

gesetznovelle 1955).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Dentistengesetz, BGBl. Nr. 90/1949, in
der Fassung der Dentistengesetznovelle, BGBl.
Nr. 170/1952, wird abgeändert und ergänzt wie
folgt:

1. § 7 hat zu lauten:

„§ 7. (1) Die Genehmigung zur Niederlassung
als Dentist wird vom Landeshauptmann, in des-
sen Verwaltungsgebiet die beabsichtigte Betriebs-
stätte liegt, erteilt.

(2) Der Landeshauptmann hat vor Entschei-
dung über das Ansuchen um eine solche Geneh-
migung unter Bestimmung einer zweiwöchigen
Frist ein Gutachten der Österreichischen Den-
tistenkammer über die fachliche Verläßlichkeit
des Bewerbers einzuholen.

(3) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn der
Bewerber einem der im § 4 angeführten Erfor-
dernisse nicht entspricht oder nicht über eine den
gesundheitlichen und technischen Anforderungen
entsprechende Betriebsstätte verfügt.

(4) Die Genehmigung hat auch den Niederlas-
sungsort zu bezeichnen. In Städten mit Bezirks-
einteilung gilt der Verwaltungsbezirk als Nie-
derlassungsort. Nach Rechtskraft der Genehmi-
gung stellt der Landeshauptmann dem Dentisten
einen Ausweis über die Genehmigung zur Nie-
derlassung aus.

(5) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 4 sind im
Falle der Verlegung der beruflichen Tätigkeit
außerhalb des bisherigen Niederlassungsortes sinn-
gemäß anzuwenden (Genehmigungspflicht, Eig-
nungsprüfung der Betriebsstätte, Ausweis). Auch
die Verlegung innerhalb des bisherigen Nieder-
lassungsortes bedarf der Genehmigung, die nur
dann zu erteilen ist, wenn die neue Betriebsstätte
den gesundheitlichen und technischen Anforde-
rungen entspricht.

(6) Gegen die Entscheidung des Landeshaupt-
mannes steht dem betroffenen Dentisten und,
wenn nicht im Sinne eines fristgerecht abgege-
benen Gutachtens (Abs. 2) entschieden worden
ist, auch der Österreichischen Dentistenkammer
die Berufung an das Bundesministerium für
soziale Verwaltung offen.

(7) Mit Erteilung der Genehmigung zur Nie-
derlassung als Dentist erlischt jede dem Bewerber
vorher für einen anderen Niederlassungsort zur
selbständigen Berufsausübung erteilte Befugnis
oder Berechtigung."

2. § 8 hat zu lauten:
„§ 8. Die zur. selbständigen Berufsausübung

berechtigten Dentisten dürfen bis zu drei Den-
tistenassistenten, Technikerassistenten und Den-
tistenpraktikanten (§ 5 Abs. 1) beschäftigen.
Dentisten, die ihren Beruf selbständig ausüben,
können Dentistenassistenten unter ihrer Aufsicht
und Verantwortung die im § 2 lit. a und b an-
geführten Verrichtungen im menschlichen Munde
unter Anwendung der hiefür erforderlichen Arz-
neimittel vornehmen lassen."

3. Im § 10 Abs. Z entfallen die Worte: „und
der erbberechtigten minderjährigen Deszenden-
ten."

4. Nach dem § 10 ist folgende Bestimmung
als § 10 a einzufügen:

„ Z u r ü c k l e g u n g d e r B e r e c h t i g u n g .

§ 10 a. Ein Dentist kann jederzeit die Berech-
tigung zur selbständigen Berufsausübung zu-
rücklegen. Die Zurücklegung ist dem Landes-
hauptmann schriftlich anzuzeigen; sie wird im
Zeitpunkte des Einlangens der Anzeige beim
Landeshauptmann wirksam. Der Landeshaupt-
mann hat von der Zurücklegung die Österrei-
chische Dentistenkammer zu verständigen."

5. § 11 hat zu lauten:
„§ 11. (1) Der Landeshauptmann hat die Be-

fugnis zur Ausübung der Zahntechnik oder die
Genehmigung zur Niederlassung als Dentist zu-
rückzunehmen und den über die Anerkennung
als Dentist ausgestellten Ausweis einzuziehen,
wenn der Dentist den Voraussetzungen, unter
denen die Niederlassungsbewilligung erteilt oder
die Befugnis zur Ausübung der Zahntechnik ver-
liehen worden ist (§ 4), nicht mehr entspricht.

(2) Der Landeshauptmann kann die Befugnis
zur Ausübung der Zahntechnik sowie die Geneh-
migung zur Niederlassung als Dentist zurück-
nehmen, wenn der Dentist nicht mehr über eine
den Anforderungen des § 7 Abs. 3 entsprechende
Betriebsstätte verfügt. Desgleichen kann vom
Landeshauptmann mit der Zurücknahme der
Berechtigung zur selbständigen Berufsausübung
vorgegangen werden, wenn mit dem Betriebe
der Dentistenpraxis nicht binnen längstens sechs
Monaten nach rechtskräftiger Erteilung der
Niederlassungsgenehmigung begonnen oder der
Betrieb ebenso lange Zeit ausgesetzt wird.

(3) Vor Verfügungen im Sinne des Abs. 1
oder 2 ist ein Gutachten der Österreichischen
Dentistenkammer einzuholen."

6. § 32 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Der Vorstand hat alljährlich bis längstens
30. April den Rechnungsabschluß für das Vor-
jahr den beiden von der Hauptversammlung be-
stellten Rechnungsprüfern behufs Weitervorlage
an die Hauptversammlung vorzulegen."
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7. Nach dem § 33 sind folgende Bestimmungen
einzufügen:

„ D i s z i p l i n a r v e r f a h r e n .

§ 33 a. (1) Kammermitglieder, die das Ansehen
des Dentistenberufes beeinträchtigen oder die
Berufspflichten verletzen, machen sich eines Dis-
ziplinarvergehens schuldig.

(2) Der disziplinären Verfolgung steht der
Umstand nicht entgegen, daß die gleiche Hand-
lung öder Unterlassung auch von einem Gerichte
oder einer Verwaltungsbehörde zu ahnden ist.

§ 33 b. (1) Über Disziplinarvergehen erkennt
der Disziplinarrat bei der Österreichischen Den-
tistenkammer.

(2) Der Disziplinarrat besteht aus dem Vor-
sitzenden, der rechtskundig sein muß und auf
Vorschlag des Vorstandes der Österreichischen
Dentistenkammer vom Bundesministerium für
soziale Verwaltung bestellt wird, und aus zwei
Beisitzern-, die vom Vorstande aus dem Kreise
der Kammermitglieder bestellt werden. Für den
Vorsitzenden und für die beiden Beisitzer sind
gleichzeitig Stellvertreter zu bestellen. Mitglieder
des Vorstandes der Österreichischen Dentisten-
kammer können dem Disziplinarrat nicht an-
gehören.

(3) Die Mitglieder des Disziplinarrates ver-
sehen ihre Aufgabe ehrenamtlich, doch werden
ihre Barauslagen von der Österreichischen Den-
tistenkammer vergütet. Die Amtsdauer der Mit-
glieder des Disziplinarrates ist gleich jener der
anderen Organe der Dentistenkammer.

§ 33 c. Die Anzeige der Disziplinarvergehen
sowie die Vertretung der Anzeige beim Diszi-
plinarrat obliegt einem vom Vorstand bestellten
Disziplinaranwalt. Auf Weisung des Bundesmini-
steriums für soziale Verwaltung oder des Prä-
sidenten der Österreichischen Dentistenkammer
ist der Disziplinaranwalt verpflichtet, die Dis-
ziplinaranzeige zu erstatten und Rechtsmittel zu
ergreifen.

§ 33 d. (1) Gegen das Erkenntnis des Dis-
ziplinarrates sowie gegen einen Beschluß, mit
dem die Einleitung des Disziplinarverfahrens ab-
gelehnt wird, ist binnen zwei Wochen die Be-
rufung zulässig.

(2) Die Berufung ist beim Disziplinarrat ein-
zubringen und hat aufschiebende Wirkung.

(3) Über Berufungen entscheidet der Diszipli-
narberufungssenat bei der Österreichischen Den-
tistenkammer. Er besteht aus einer zum Richter-
amte — abgesehen von der Altersgrenze — ge-
eigneten Person als Vorsitzenden, zwei Beamten
aus dem Stande des Bundesministeriums für so-

ziale Verwaltung, von denen einer rechtskundig
sein muß, sowie aus zwei weiteren Beisitzern,
die vom Vorstand aus dem Kreise der Kam-
mermitglieder bestellt werden. Für den Vor-
sitzenden und die Beisitzer sind gleichzeitig
Stellvertreter zu bestellen.

(4) Die Mitglieder des Disziplinarberufungs-
senates, mit Ausnahme der vom Vorstand be-
stellten Beisitzer, werden auf Vorschlag, der
Österreichischen Dentistenkammer vom Bundes-
ministerium für soziale Verwaltung bestellt. Mit-
glieder des Disziplinarrates und des Vorstandes
können nicht Mitglieder des Disziplinarberu-
fungssenates sein.

§ 33 e. (1) Soweit sich aus den Vorschriften
dieses Bundesgesetzes nichts anderes ergibt, sind
die Vorschriften der Dienstpragmatik, RGBl.
Nr . 15/1914, betreffend das Disziplinarverfah-
ren, mit Ausnahme jener Bestimmungen, die ein
Beamtenverhältnis voraussetzen, sinngemäß an-
zuwenden.

(2) Das Bundesministerium für soziale Verwal-
tung kann nähere Bestimmungen für das Ver-
fahren vor dem Disziplinarrat und dem Dis-
ziplinarberufungssenat im Wege einer Verord-
nung erlassen.

§ 33 f. (1) Disziplinarstrafen sind:

a) der schriftliche Verweis;
b) Geldstrafen bis zur Höhe des 50fachen des

monatlichen festen Kammerbeitrages;
c) Untersagung der Berufsausübung bis zur

Dauer eines Jahres.

(2) Die Disziplinarstrafe nach Abs. 1 lit. c
kann das erste Mal höchstens auf die Dauer von
drei Monaten und nur gegen solche Kammermit-
glieder verhängt werden, die wegen Disziplinar-
vergehens bereits mit einer Geldstrafe bestraft
worden sind.

(3) Jede in Rechtskraft erwachsende Diszipli-
narstrafe ist in eine vom Vorstand zu führende
Vormerkung einzutragen. Die Disziplinarstrafe
nach Abs. 1 lit. c ist der Bezirksverwaltungs-
behörde sowie dem Amt der Landesregierung
mitzuteilen. Im Disziplinarerkenntnis kann auf
Veröffentlichung der Strafe im jeweiligen Ver-
lautbarungsorgan der Österreichischen Den-
tistenkammer erkannt werden.

§ 33 g. (1) Die Kosten des Disziplinarverfah-
rens sind im Falle des Schuldspruches vom Be-
straften, im Falle des Freispruches von der
Österreichischen Dentistenkammer zu tragen.

(2) Die verhängten Geldstrafen sowie die
Kosten des Disziplinarverfahrens sind nach den
Bestimmungen des Verwaltungsvollstreckungs-
gesetzes 1950 (§ 1 Abs. 1 Z. 3) einzubringen.
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O r d n u n g s s t r a f e n .

§ 33 h. (1) Der Vorstand kann gegen die Kam-
mermitglieder wegen Vernachlässigung der ihnen
gegenüber der Kammer obliegenden Pflichten,
insbesondere Unterlassung der Anmeldung ( § 2 1
Abs. 2), wegen Nichterscheinens trotz Vorladung
oder wegen Störung der Ordnung in der Kam-
mer Ordnungsstrafen bis zu 300 S verhängen.

(2) Die gleiche Befugnis steht dem Vorsitzen-
den des Disziplinarrates und des Disziplinar-
berufungssenates zu.

(3) Vor der Verhängung der Ordnungsstrafe
ist dem Betroffenen Gelegenheit zu geben, sich
mündlich oder schriftlich zu rechtfertigen.

(4) Gegen die Verhängung der Ordnungsstrafe
steht innerhalb von zwei Wochen die Berufung
an den Disziplinarberufungssenat offen. Sie ist
bei der Stelle, die die Ordnungsstrafe verhängt
hat, einzubringen und ha t aufschiebende Wir-
kung. Gegen die Entscheidung des Disziplinar-
berufungssenates ist ein ordentliches Rechtsmit-
tel nicht zulässig.

(5) Die Ordnungsstrafen können im Verwal-
tungswege eingebracht werden."

8. Dem § 34 wird folgende Fassung gegeben:

„§ 34. (1) Die Dentistenkammer untersteht der
Aufsicht des Bundesministeriums für soziale Ver-
waltung.

(2) Die Satzung (§ 24 Abs. 1), die Geschäfts-
ordnung (§ 24 Abs. 2), die Beitragsordnung (§ 24
Abs. 3), der Jahresvoranschlag, der Rechnungs-
abschluß (§ 26 Abs. 6 lit. c), die Bestellung des
Disziplinaranwaltes (§ 33 c) und die Bestellung
der vom Vorstand namhaft gemachten Mitglie-
der des Disziplinarrates und des Disziplinar-
berufungssenates sowie deren Stellvertreter
(§ 33 b Abs. 2, § 33 d Abs. 3) unterliegen der
Genehmigung des Bundesministeriums für so-
ziale Verwaltung.

(3) Das Bundesministerium für soziale Verwal-
tung kann Beschlüsse der Organe der Dentisten-
kammer, die gegen bestehende Vorschriften ver-
stoßen, aufheben.

(4) Der Vorstand kann durch Verfügung des
Bundesministeriums für soziale Verwaltung auf-
gelöst werden, wenn er seine Aufgaben vernach-
lässigt, seine Befugnisse überschreitet oder wenn
er trotz zweimaliger ordentlicher Einberufung
beschlußunfähig bleibt.

(5) Bei Auflösung des Vorstandes nach Abs. 1
und für den Fall, daß der Vorstand seine Auf-
lösung selbst beschließt, ist die Ausschreibung
der Neuwahlen längstens innerhalb dreier Mo-
nate vorzunehmen. In der Zwischenzeit werden
die Geschäfte durch einen vom Bundesministe-
rium für soziale Verwaltung zu bestellenden
Regierungskommissär geführt, dem ein zweiglied-

riger Beirat aus dem Kreise der Mitglieder der
Dentistenkammer an die Seite zu stellen ist. Die
sich aus der Bestellung eines Regierungskommis-
särs und der Mitglieder des Beirates ergebenden
Kosten sind von der Österreichischen Dentisten-
kammer zu tragen."

Artikel II.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für soziale Verwaltung
betraut.

Körner
Raab Maisel

1 4 0 . Bundesgesetz vom 30. Juni 1955, be-
treffend die Erhebung einer Grunderwerb-

steuer (Grunderwerbsteuergesetz 1955).

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. E r w e r b s v o r g ä n g e .

(1) Der Grunderwerbsteuer unterliegen die fol-
genden Rechtsvorgänge, soweit sie sich auf in-
ländische Grundstücke beziehen:

1. Ein Kaufvertrag oder ein anderes Rechts-
geschäft, das den Anspruch auf Übereignung be-
gründet,

2. die Erwerbung des Eigentumes, wenn kein
den Anspruch auf Übereignung begründendes
Rechtsgeschäft vorausgegangen ist,

3. ein Rechtsgeschäft, das den Anspruch auf
Abtretung eines Übereignungsanspruches be-
gründet,

4. ein Rechtsgeschäft, das den Anspruch auf
Abtretung der Rechte aus einem Kaufanbot be-
gründet. Dem Kaufanbot steht ein Anbot zum
Abschluß eines anderen Vertrages gleich, kraft
dessen die Übereignung verlangt werden kann,

5. die Erwerbung eines der in den Z. 3 und 4
bezeichneten Rechte, wenn kein Rechtsgeschäft
vorausgegangen ist, das den Anspruch auf Er-
werbung der Rechte begründet.

(2) Der Grunderwerbsteuer unterliegen auch
Rechtsvorgänge, die es ohne Begründung eines
Anspruches auf Übereignung einem anderen
rechtlich oder wirtschaftlich ermöglichen, ein in-
ländisches Grundstück auf eigene Rechnung zu
verwerten.

(3) Gehört zum Vermögen einer Gesellschaft
ein inländisches Grundstück, so unterliegen der
Steuer außerdem:

1. Ein Rechtsgeschäft, das den Anspruch auf
Übertragung eines oder mehrerer Anteile der
Gesellschaft begründet, wenn durch die Über-
tragung alle Anteile der Gesellschaft in der
Hand des Erwerbers allein oder in der Hand des
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Erwerbers und seines Ehegatten oder seiner
Kinder oder in der Hand von Unternehmen im
Sinne des § 2 Abs. 2 des Umsatzsteuergesetzes
(herrschende und abhängige Unternehmen) ver-
einigt werden würden,

2. die Vereinigung aller Anteile der Gesell-
schaft, wenn kein schuldrechtliches Geschäft im
Sinne der Z. 1 vorausgegangen ist,

3. ein Rechtsgeschäft, das den Anspruch auf
Übertragung aller Anteile der Gesellschaft be-
gründet,

4. die Erwerbung aller Anteile der Gesellschaft,
wenn kein schuldrechtliches Geschäft im Sinne
der Z. 3 vorausgegangen ist.

(4) Ein im Abs. 1 bezeichneter Rechtsvorgang
unterliegt der Steuer auch dann, wenn ihm einer
der in den Abs. 2 und 3 bezeichneten Rechts-
vorgänge vorausgegangen ist. Ein im Abs. 2 be-
zeichneter Rechtsvorgang unterliegt der Steuer
auch dann, wenn ihm einer der im Abs. 1 be-
zeichneten Rechtsvorgänge vorausgegangen ist.
Die Steuer wird jedoch nur insoweit erhoben,
als beim späteren Rechtsvorgang eine Gegen-
leistung vereinbart wird, deren Wert den Betrag
übersteigt, von dem beim vorausgegangenen
Rechtsvorgang die Steuer berechnet worden ist.

§ 2. G r u n d s t ü c k e .

(1) Unter Grundstücken im Sinne dieses Ge-
setzes sind Grundstücke im Sinne des bürger-
lichen Rechtes zu verstehen. Was als Zubehör
des Grundstückes zu gelten hat, bestimmt sich
nach den Vorschriften des bürgerlichen Rechtes.
Zum Grundstück werden jedoch nicht gerechnet:

1. Maschinen und sonstige Vorrichtungen aller
Art, die zu einer Betriebsanlage gehören,

2. Mineralgewinnungsrechte, Apothekengerech-
tigkeiten sowie sonstige Gewerbeberechtigungen.

(2) Den Grundstücken stehen gleich:
1. Baurechte,
2. Erbpachtrechte,
3. Gebäude auf fremdem Boden.

(3) Bezieht sich ein Rechtsvorgang auf mehrere
Grundstücke, die zu einer wirtschaftlichen Ein-
heit gehören, so werden diese Grundstücke als
ein Grundstück behandelt. Bezieht sich ein
Rechtsvorgang auf einen oder mehrere Teile
eines Grundstückes, so werden diese Teile als ein
Grundstück behandelt.

§ 3. A l l g e m e i n e A u s n a h m e n v o n d e r
B e s t e u e r u n g .

Von der Besteuerung sind ausgenommen:
1. Der Erwerb eines Grundstückes, wenn der

für die Berechnung der Steuer maßgebende Wert
1000 S nicht übersteigt,

2. der Grundstückserwerb von Todes wegen
und Grundstücksschenkungen unter Lebenden im
Sinne des Erbschaftssteuergesetzes. Schenkungen

unter einer Auflage sind nur soweit von der Be-
steuerung ausgenommen, als der Wert des
Grundstückes den Wert der Auflage übersteigt,

3. der Erwerb eines zum Nachlaß gehörigen
Grundstückes durch Miterben zur Teilung des
Nachlasses. Den Miterben steht der überlebende
Ehegatte gleich, wenn er mit den Erben des ver-
storbenen Ehegatten gütergemeinschaftliches Ver-
mögen zu teilen hat. Den Miterben stehen außer-
dem ihre Ehegatten gleich, wenn sie auf Grund
bestehender Gütergemeinschaft das Grundstück
ohne besondere rechtsgeschäftliche Übertragung
miterwerben,

4. der Grundstückserwerb durch einen Ehe-
gatten bei Begründung der ehelichen Güterge-
meinschaft,

5. der Erwerb eines zu einer ehelichen Güter-
gemeinschaft gehörigen Grundstückes durch Teil-
nehmer an derselben bei Teilung des güter-
gemeinschaftlichen Vermögens,

6. der Erwerb von Ersatzgrundstücken für ent-
eignete Grundstücke, wenn als Ersatz gleich-
wertige Grundstücke derselben Art innerhalb von
drei Jahren, gerechnet vom Zeitpunkt der Ent-
eignung, erworben werden.

§ 4. B e s o n d e r e A u s n a h m e n v o n d e r
B e s t e u e r u n g .

(1) Von der Besteuerung sind ausgenommen:

1. Beim Kleinwohnungsbau im Sinne der Vor-
schriften über die Gemeinnützigkeit im Woh-
nungswesen

a) der Erwerb eines Grundstückes zur Schaf-
fung von Kleinwohnungen durch ein
Unternehmen, das als gemeinnütziges Woh-
nungsunternehmen oder als Organ der
staatlichen Wohnungspolitik anerkannt ist
(gemeinnütziger Bauträger),

b) der Erwerb eines Grundstückes, auf dem
ein gemeinnütziger Bauträger Kleinwoh-
nungen geschaffen hat, durch einen anderen
gemeinnützigen Bauträger,

c) der erste Erwerb eines von einem gemein-
nützigen Bauträger geschaffenen Wohn-
hauses, das den für Kleinwohnungen gel-
tenden Bestimmungen entspricht, durch
eine Person, die das Hausgrundstück als
Eigenheim übernimmt,

d) der Rückerwerb und die Weiterveräuße-
rung eines Eigenheimes, das den. für
Kleinwohnungen geltenden Bestimmungen
entspricht, durch den gemeinnützigen Bau-
träger, der das Eigenheim geschaffen hat,

2. beim Arbeiterwohnstättenbau
a) der Erwerb eines Grundstückes zur Schaf-

fung von Arbeiterwohnstätten,

b) der erste Erw§rb einer Arbeiterwohnstätte
durch eine Person, die die Wohnstätte als
Eigenheim übernimmt,
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c) der Rückerwerb und die Weiterveräuße-
rung einer von einem Arbeitnehmer eines
Unternehmens übernommenen Arbeiter-
wohnstätte durch den Bauträger, der die
Arbeiterwohnstätte geschaffen hat, sofern
die Arbeiterwohnstätte nur für die Arbeit-
nehmer des Unternehmens bestimmt ist,

d) der Erwerb und die Weiterveräußerung
einer einem Kleinsiedler als Kleinsiedlung
zugeteilten Arbeiterwohnstätte durch den
Bund, durch ein Land, durch den mit der
Schaffung der Kleinsiedlerstelle betrauten
Träger des Kleinsiedlungsvorhabens oder
durch die Gemeinde (den Gemeindever-
band), der die Verwaltung der Kleinsied-
lung übertragen ist,

3. beim Bau von Eigentumswohnungen
der Erwerb eines Grundstücksanteiles von einer
Vereinigung, deren statutenmäßige Aufgabe die
Schaffung von Wohnungseigentum ist, durch eine
Person, die den Grundstücksanteil mit einem
Wohnungseigentum verbunden erwirbt,

4. bei Maßnahmen zur Regelung der Flur-
verfassung (Bodenreform) oder zur besseren Ge-
staltung von Bauland

a) der Erwerb eines Grundstückes im Zuge
eines Verfahrens vor der Agrarbehörde,

b) der Erwerb eines Grundstückes nach den für
die bessere Gestaltung von Bauland gelten-
den Vorschriften,

5. beim freiwilligen Austausch von Grund-
stücken
der Erwerb von Grundstücken zur Grenz-
verlegung, zur besseren Bewirtschaftung von zer-
splitterten oder unwirtschaftlich geformten land-
oder forstwirtschaftlichen Grundstücken oder zur
besseren Gestaltung von Bauland, wenn der Aus-
tausch von der zuständigen Behörde als zweck-
dienlich anerkannt wird,

6. beim Grundstückserwerb durch eine Ge-
bietskörperschaft

a) der Erwerb eines Grundstückes zur Er-
richtung und Erweiterung von Amtsgebäu-
den, öffentlichen Kindergärten, öffentlichen
Schulen, öffentlichen Heil- und Pflege-
anstalten, öffentlichen Altersheimen sowie
von Friedhöfen und Krematorien,

b) der Erwerb eines Grundstückes zur Schaf-
fung und Erweiterung von öffentlichen
Straßen, sonstigen öffentlichen Verkehrs-
anlagen, öffentlichen Plätzen und öffent-
lichen Erholungs-, Wald- und sonstigen
Grünanlagen,

c) der Erwerb eines Grundstückes, das den in
lit. a und lit. b bezeichneten Zwecken dient,
wenn das Grundstück zu einem dieser
Zwecke weiterverwendet wird,

d) der Erwerb eines Grundstückes für den
öffentlichen Bedarf, wenn der Veräußerer
das Grundstück auf Grund einer Auflage
nach dem Gesetz über die Aufschließung
von Wohnsiedlungsgebieten unentgeltlich
überträgt,

7. beim Grundstückserwerb für ausländische
Vertretungsbehörden
der Erwerb eines Grundstückes durch einen
fremden Staat für Zwecke seiner ausländischen
Vertretungsbehörden, soweit Gegenseitigkeit ge-
währleistet ist.

(2) Die im Abs. 1 Z. 1 lit. a, Z. 2 lit. a, Z. 3 und
Z. 6 lit. a und b bezeichneten Erwerbsvorgänge
unterliegen mit dem Ablauf von acht Jahren der
Steuer, wenn das Grundstück nicht innerhalb
dieses Zeitraumes zu dem begünstigten Zweck
verwendet worden ist. Die im Abs. 1 Z. 1, 2, 3
und 6 bezeichneten Erwerbsvorgänge unterliegen
der Steuer, wenn der begünstigte Zweck inner-
halb von acht Jahren aufgegeben wird.

§ 5. Ü b e r g a n g a u f e i n e o f f e n e H a n -
d e l s g e s e l l s c h a f t o d e r a u f e i n e

K o m m a n d i t g e s e l l s c h a f t .

(1) Geht ein Grundstück von mehreren Mit-
eigentümern auf eine offene Handelsgesellschaft
oder auf eine Kommanditgesellschaft über, so
wird die Steuer nicht erhoben, soweit der Anteil
des einzelnen am Vermögen der offenen Handels-
gesellschaft oder der Kommanditgesellschaft Be-
teiligten seinem früheren Miteigentumsanteil am
Grundstück entspricht.

(2) Geht ein Grundstück von einem Allein-
eigentümer auf eine offene Handelsgesellschaft
oder auf eine Kommanditgesellschaft über, so
wird die Steuer vom Wert des Teiles des Grund-
stückes (Teil der Gegenleistung) nicht erhoben,
der dem Anteil entspricht, mit dem der Ver-
äußerer am Vermögen der offenen Handelsge-
sellschaft oder der Kommanditgesellschaft be-
teiligt ist.

§ 6. Ü b e r g a n g v o n e i n e r o f f e n e n
H a n d e l s g e s e l l s c h a f t o d e r v o n

e i n e r K o m m a n d i t g e s e l l s c h a f t .

(1) Geht ein Grundstück von einer offenen
Handelsgesellschaft oder von einer Kommandit-
gesellschaft in das Miteigentum mehrerer an der
offenen Handelsgesellschaft oder der Komman-
ditgesellschaft beteiligten Personen über, so wird
die Steuer nicht erhoben, soweit der Miteigen-
tumsanteil, den der einzelne Erwerber erhält,
dem Anteil entspricht, mit dem er am Vermögen
der offenen Handelsgesellschaft oder der Kom-
manditgesellschaft beteiligt ist. Wird ein Grund-
stück bei Auflösung einer offenen Handelsgesell-
schaft oder Kommanditgesellschaft übertragen, so
ist die Auseinandersetzungsquote maßgebend,
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wenn die Beteiligten für den Fall der Auflösung
der offenen Handelsgesellschaft oder der Kom-
manditgesellschaft eine vom Beteiligungsverhält-
nis abweichende Auseinandersetzungsquote ver-
einbart haben.

(2) Geht ein Grundstück von einer offenen
Handelsgesellschaft oder von einer. Kommandit-
gesellschaft in das Alleineigentum einer an der
offenen Handelsgesellschaft oder an der Kom-
manditgesellschaft beteiligten Person über, so
wird die Steuer in Höhe des Anteiles nicht er-
hoben, zu dem der Erwerber am Vermögen der
offenen Handelsgesellschaft oder der Kommandit-
gesellschaft beteiligt ist. Geht ein Grundstück bei
der Auflösung der offenen Handelsgesellschaft
oder der Kommanditgesellschaft in das Allein-
eigentum eines Gesellschafters über, so gilt Abs. 1,
zweiter Satz entsprechend.

(3) Die Vorschriften des Abs. 1 gelten entspre-
chend beim Übergang eines Grundstückes von
einer offenen Handelsgesellschaft oder von einer
Kommanditgesellschaft auf eine andere offene
Handelsgesellschaft oder Kommanditgesellschaft.

(4) Die Vorschriften der Abs. 1 bis 3 gelten in-
soweit nicht, als ein Gesellschafter — im Falle
der Erbfolge sein Rechtsvorgänger — innerhalb
von fünf Jahren vor dem Erwerbsvorgang seinen
Anteil an der offenen Handelsgesellschaft oder
an der Kommanditgesellschaft durch ein Rechts-
geschäft unter Lebenden erworben hat. Die Vor-
schriften der Abs. 1 bis 3 gelten außerdem inso-
weit nicht, als die vom Beteiligungsverhältnis ab-
weichende Auseinandersetzungsquote innerhalb
der letzten fünf Jahre vor der Auflösung der
offenen Handelsgesellschaft oder der Komman-
ditgesellschaft vereinbart worden ist.

§ 7 . T e i l u n g e i n e s G r u n d s t ü c k e s
d e r F l ä c h e n a c h .

(1) Wird ein Grundstück, das mehreren Mit-
eigentümern gehört, von diesen der Fläche nach
geteilt, so wird die Steuer nicht erhoben, soweit
der Wert des Teilgrundstückes, das der einzelne
Erwerber erhält, dem Bruchteil entspricht, mit
dem er am gesamten zu verteilenden Grundstück
beteiligt ist.

(2) Wird ein Grundstück, das einer offenen
Handelsgesellschaft oder einer Kommanditgesell-
schaft gehört, von den an der offenen Handels-
gesellschaft oder Kommanditgesellschaft beteilig-
ten Personen der Fläche nach geteilt, so wird die
Steuer nicht erhoben, soweit der Wert des Teil-
grundstückes, das der einzelne Erwerber erhält,
dem Anteil entspricht, mit dem er am Vermögen
der offenen Handelsgesellschaft oder der Kom-
manditgesellschaft beteiligt ist. Wird ein Grund-
stück bei der Auflösung der offenen Handels-
gesellschaft oder der Kommanditgesellschaft

flächenweise geteilt, so ist die Auseinander-
setzungsquote maßgebend, wenn die Beteiligten
für den Fall der Auflösung der offenen Handels-
gesellschaft oder der Kommanditgesellschaft eine
vom Beteiligungsverhältnis abweichende Aus-
einandersetzungsquote vereinbart haben.

(3) Die Vorschriften des Abs. 2 gelten insoweit
nicht, als ein Gesellschafter — im Falle der Erb-
folge sein Rechtsvorgänger — seinen Anteil an
der offenen Handelsgesellschaft oder der Kom-
manditgesellschaft innerhalb von fünf Jahren vor
der Umwandlung durch ein Rechtsgeschäft unter
Lebenden erworben hat. Die Vorschrift des
Abs. 2, zweiter Satz gilt außerdem insoweit nicht,
als die vom Beteiligungsverhältnis abweichende
Auseinandersetzungsquote innerhalb der letzten
fünf Jahre vor der Auflösung der offenen Han-
delsgesellschaft oder der Kommanditgesellschaft
vereinbart worden ist.

§ 8. E r w e r b d u r c h K r i e g s -
b e s c h ä d i g t e .

(1) Erwirbt ein Kriegsbeschädigter allein oder
gemeinschaftlich mit seiner Ehefrau ein Grund-
stück mit Hilfe einer Abfertigung, die ihm mit
Rücksicht auf seine Kriegsbeschädigung nach den
Vorschriften des Kriegsopferversorgungsgesetzes
gewährt wird, so wird die Steuer nicht erhoben,
soweit der für ihre Berechnung maßgebende
Wert den fünfzehnfachen Betrag der Abferti-
gung nicht übersteigt.

(2) Die gleiche Steuerbegünstigung wird ge-
währt, wenn die Witwe eines gefallenen oder in-
folge einer Kriegsbeschädigung verstorbenen
Kriegsteilnehmers ein Grundstück mit Hilfe einer
Abfertigung erwirbt, die ihr mit Rücksicht auf
den Tod ihres Ehemannes nach den Vorschriften
des Kriegsopferversorgungsgesetzes gewährt wird.

(3) Die in den Abs. 1 und 2 bezeichnete Steuer-
begünstigung tri t t auch dann ein, wenn dem
Kriegsbeschädigten oder der Witwe des Kriegs-
teilnehmers die von ihnen beantragte Abferti-
gung nicht zur Verfügung gestellt werden kann,
obwohl die Voraussetzungen für die Abfertigung
vorliegen.

(4) Die Steuerbegünstigung gilt nur, wenn die
für die Bewilligung der Abfertigung zuständige
Behörde bestätigt, daß die in den Abs. 1 bis 3
bezeichneten tatsächlichen Voraussetzungen er-
füllt sind.

§ 9. E r w e r b z u r R e t t u n g e i n e s
G r u n d p f a n d r e c h t e s .

(1) Erwirbt ein Grundpfandgläubiger in der
Zwangsversteigerung zur Rettung seines Rechtes
das mit dem Pfandrecht belastete Grundstück,
so wird die Steuer nicht erhoben, wenn die fol-
genden Voraussetzungen erfüllt sind:
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1. Die Gegenleistung (§ 11 Abs. 1 Z. 4 und 5)
muß mindestens 80 v. H . des Wertes des Grund-
stückes betragen,

2. das Meistbot einschließlich des Wertes der
Rechte, die nach den Versteigerungsbedingungen
bestehen bleiben, darf den Betrag, den der Pfand-
gläubiger für den Erwerb des Pfandrechtes auf-
gewendet hat, und den Wert der dem Pfandrecht
im Rang vorangehenden Rechte nicht übersteigen.
Vorangehende Rechte dritter Personen, die in der
Zwangsversteigerung ausgefallen sind, bleiben
unberücksichtigt. An die Stelle des Meistbotes
tri t t das Überbot, wenn der Zuschlag dem Über-
bieter erteilt wird, im Falle der Übernahme auf
Grund eines Übernahmsanerbietens der Über-
nahmspreis,

3. der Pfandgläubiger darf das Pfandrecht nicht
zur Ersparung von Abgaben bei dem beabsichtig-
ten Erwerb des Grundstückes erworben haben.

(2) Die Steuer ist zu erheben, wenn der Erwer-
ber oder sein Erbe das Grundstück innerhalb von
fünf Jahren seit dem Erwerbsvorgang zu einem
Entgelt weiterveräußert, das die beim Erwerbs-
vorgang angesetzte Gegenleistung (§ 11 Abs. 1
Z. 4 und 5) übersteigt. Ha t der Erwerber oder
sein Erbe Aufwendungen für Bauten, Umbauten
und sonstige dauernde Verbesserungen des
Grundstückes gemacht, so ist der Wer t derselben
der Gegenleistung hinzuzurechnen, soweit die
Verbesserungen bei der Weiterveräußerung noch
vorhanden sind. Die Steuer wird jedoch in allen
Fällen nur insoweit erhoben, als sie aus der Hälfte
des Mehrerlöses gedeckt werden kann.

(3) Die Abs. 1 und 2 gelten sinngemäß, wenn
ein Grundpfandgläubiger, zur Ret tung seines
Rechtes das mit dem Pfandrecht belastete Grund-
stück durch Kaufvertrag erwirbt.

(4) Grundpfandrechte sind Hypotheken und
Reallasten.

(5) Grundpfandgläubiger sind Hypothekar-
gläubiger und Reallastgläubiger. Einem Grund-
pfandgläubiger steht gleich,

1. wer ein Grundpfandrecht zum Zweck der
Sicherung einem anderen abgetreten hat,

2. wer ein Pfandrecht an einem Grundpfand-
recht hat,

3. wer eine Bürgschaft für eine einem Grund-
pfandrecht zugrunde liegende Verbindlichkeit
übernommen hat.

§ 10. A r t d e r B e r e c h n u n g .

(1) Die Steuer ist vom Wer t der Gegenleistung
zu berechnen.

(2) Die Steuer ist vom Wer t des Grundstückes
zu berechnen,

1. soweit eine Gegenleistung nicht vorhanden
oder nicht zu ermitteln ist,

2. wenn ein land- und forstwirtschaftliches
Grundstück an den Ehegatten, einen Elternteil,
ein Kind, ein Enkelkind, ein Stiefkind, ein Wahl-
kind oder ein Schwiegerkind des Übergebers oder
an ein vom Übergeber in Erziehung genommenes
Kind zur weiteren Bewirtschaftung gegen Siche-
rung des Lebensunterhaltes des Übergebers über-
lassen wird,

3. wenn alle Anteile einer Gesellschaft vereinigt
werden oder alle Anteile einer Gesellschaft über-
gehen. Das gleiche gilt bei den entsprechenden
schuldrechtlichen Geschäften.

(3) Bei einem Tauschvertrag, der für jeden Ver-
tragsteil den Anspruch auf Übereignung eines
Grundstückes begründet, ist die Steuer sowohl
vom Werte der Leistung des einen als auch vom
Werte der Leistung des anderen Vertragsteiles zu
berechnen.

§ 11. G e g e n l e i s t u n g .

(1) Gegenleistung ist
1. bei einem Kauf

der Kaufpreis einschließlich der vom Käufer über-
nommenen sonstigen Leistungen und der dem
Verkäufer vorbehaltenen Nutzungen,

2. bei einem Tausch
die Tauschleistung des anderen Vertragsteiles
einschließlich einer vereinbarten zusätzlichen
Leistung,

3. bei einer Leistung an Erfüllungs Statt
der Wert, zu dem die Leistung an Erfüllungs
Statt angenommen wird,

4. beim Zuschlag im Zwangsversteigerungs-
verfahren
das Meistbot einschließlich der Rechte, die
nach den Zwangsversteigerungsbedingungen be-
stehen bleiben, und der Beträge, um die der Er-
steher bei einem Überbot sein Meistbot erhöht.
An die Stelle des Meistbotes tr i t t das Überbot,
wenn der Zuschlag dem Überbieter erteilt wird.
H a t ein zur Befriedigung aus dem Grundstück
berechtigter Grundpfandgläubiger das Meistbot
abgegeben, so ist auch der durch dieses Gebot
nicht gedeckte Anspruch des Meistbietenden hin-
zuzurechnen, soweit die Gesamtleistung den Wert
des Grundstückes bei der Abgabe des Meistbotes
nicht übersteigt. Das Grundpfandrecht des Er-
stehers wird dabei höchstens mit dem Betrag an-
gesetzt, den er für den Erwerb des Rechtes auf-
gewendet hat,

5. bei der Übernahme auf Grund eines Über-
nahmsanerbietens
der Übernahmspreis einschließlich der Rechte,
die der Übernehmer ohne Anrechnung auf den
Preis übernimmt und der Kosten des Ver-
steigerungsverfahrens,
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6. bei der Abtretung des Übereignungs-
anspruches
die Übernahme der Verpflichtung aus dem
Rechtsgeschäft, das den Übereignungsanspruch
begründet hat, einschließlich der besonderen Lei-
stungen, zu denen sich der Übernehmer dem Ab-
tretenden gegenüber verpflichtet (Leistungen, die
der Abtretende dem Übernehmer gegenüber
übernimmt, sind abzusetzen),

7. bei der Enteignung
die Entschädigung. Wird ein Grundstück enteig-
net, das zusammen mit anderen Grundstücken
eine wirtschaftliche Einheit bildet, so gehört die
besondere Entschädigung für eine Wertminde-
rung der nicht enteigneten Grundstücke nicht zur
Gegenleistung; dies gilt auch dann, wenn ein
Grundstück zur Vermeidung der Enteignung frei-
willig veräußert wird.

(2) Zur Gegenleistung gehören

1. Leistungen, die der Erwerber des Grund-
stückes dem Veräußerer neben der beim Erwerbs-
vorgang vereinbarten Gegenleistung zusätzlich
gewährt,

2. Belastungen, die auf dem Grundstück ruhen,
soweit sie auf den Erwerber kraft Gesetzes über-
gehen, ausgenommen dauernde Lasten.

(3) Der Gegenleistung sind hinzuzurechnen

1. Leistungen, die der Erwerber des Grund-
stückes anderen Personen als dem Veräußerer als
Gegenleistung dafür gewährt, daß sie auf den
Erwerb des Grundstückes verzichten,

2. Leistungen, die dem Erwerber des Grund-
stückes bei Genehmigung des Erwerbsvorganges
durch die Genehmigungsbehörde zugunsten des
Bundes, eines Landes oder einer Gemeinde (eines
Gemeindeverbandes) oder zugunsten eines son-
stigen Empfängers auferlegt werden,

3. Leistungen, die ein anderer als der Erwerber
des Grundstückes dem Veräußerer als Gegen-
leistung dafür gewährt, daß der Veräußerer dem
Erwerber das Grundstück überläßt.

(4) Die Grunderwerbsteuer, die für den zu be-
steuernden Erwerbsvorgang zu entrichten ist,
wird der Gegenleistung weder hinzugerechnet
noch von ihr abgezogen.

§ 12. W e r t des G r u n d s t ü c k e s .

(1) Als Wert des Grundstückes ist der Einheits-
wert anzusetzen, wenn das Grundstück, das Ge-
genstand des Erwerbsvorganges ist, eine wirt-
schaftliche Einheit (Untereinheit) bildet. Maß-
gebend ist der Einheitswert, der auf den dem Er-
werbsvorgang unmittelbar vorausgegangenen
Feststellungszeitpunkt festgestellt ist.

(2) Bildet das Grundstück, das Gegenstand des
Erwerbsvorganges ist, einen Teil einer wirt-

schaftlichen Einheit (Untereinheit), für die ein
Einheitswert festgesetzt ist, so ist als Wert der
auf das Grundstück entfallende Teilbetrag des
Einheitswertes anzusetzen. Der Teilbetrag ist
unter sinngemäßer Anwendung der Grundsätze,
die für die Zerlegung der Einheitswerte gelten,
zu ermitteln.

(3) Weicht in den Fällen der Abs. 1 und 2 der
Wert der wirtschaftlichen Einheit (Untereinheit)
im Zeitpunkt des Erwerbsvorganges (Stichtag)
vom Einheitswert des letzten Feststellungszeit-
punktes um mehr als ein Fünftel, mindestens
aber um 500 S, oder um mehr als 100.000 S ab,
so ist der Wert am Stichtag als Wert des Grund-
stückes anzusetzen, in den Fällen des Abs. 2 aber
nur dann, wenn sich die Wertabweichung auch
auf den Teil der wirtschaftlichen Einheit er-
streckt, der Gegenstand des Erwerbsvorganges
ist. Der Stichtagswert ist unter sinngemäßer An-
wendung der Grundsätze für Wertfortschrei-
bungen zu ermitteln.

(4) Ist für den letzten dem Erwerbsvorgang
vorausgegangenen Hauptfeststellungszeitpunkt
oder einen späteren Zeitpunkt weder für das
Grundstück, das Gegenstand des Erwerbsvor-
ganges ist, noch für die wirtschaftliche Einheit,
zu der das Grundstück gehört, ein Einheitswert
festzustellen, so ist der Wert zur Zeit des Er-
werbsvorganges (Stichtagswert) als Wert des
Grundstückes anzusetzen. Der Wert ist nach den
Wertverhältnissen vom Stichtag unter sinn-
gemäßer Anwendung der Grundsätze für Nach-
feststellungen zu ermitteln.

§ 13. P a u s c h b e s t e u e r u n g .

Das Finanzamt kann im Einvernehmen mit
dem Steuerpflichtigen von der genauen Er-
mittlung des Steuerbetrages absehen und die
Steuer in einem Pauschalbetrag festsetzen.

§ 14. S t e u e r s a t z .

(1) Die Steuer beträgt:
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(2) Die Bestimmung des Abs. 1 Z. 3 lit. a gilt
nicht für Gesellschaften, die den Erwerb, die
Verwertung oder die Verwaltung von Grund-
stücken betreiben (Grundstücksgesellschaften).

(3) Die für den Erwerb eines land- und forst-
wirtschaftlichen Grundstückes gemäß § 10 Abs. 2
Z. 2 vom Werte zu berechnende Steuer ver-
mindert sich um 500 S, beim Erwerb eines
Grundstücksanteiles um den dem Grundstücks-
anteil entsprechenden Teil dieses Betrages.

§ 15. A u f - u n d A b r u n d u n g d e r
S t e u e r .

Bei der Berechnung der Steuer sind Beträge
über 50 g nach oben, Beträge bis 50 g nach unten
auf volle Schillinge auf- oder abzurunden.

§ 16. S t e u e r s c h u l d .

(1) Die Steuerschuld entsteht, sobald ein nach
diesem Bundesgesetz steuerpflichtiger Erwerbs-
vorgang verwirklicht ist.

(2) Ist die Wirksamkeit des Erwerbsvorganges
vom Eintritt einer Bedingung oder von der
Genehmigung einer Behörde abhängig, so ent-
steht die Steuerschuld mit dem Eintritt der
Bedingung oder mit der Genehmigung.

§ 17. S t e u e r s c h u l d n e r .

Steuerschuldner sind

1. beim Erwerb kraft Gesetzes
der bisherige Eigentümer und der Erwerber

2. beim Enteignungsverfahren und beim Zu-
schlag im Zwangsversteigerungsverfahren

der Erwerber,

3. bei der Vereinigung aller Anteile einer
Gesellschaft

a) im allgemeinen
derjenige, in dessen Hand die Anteile
vereinigt werden,

b) bei der Vereinigung in der Hand von
Eheleuten, von Eltern und Kindern oder
von herrschenden und abhängigen Unter-
nehmen

alle Beteiligten,

4. bei allen übrigen Erwerbsvorgängen
die am Erwerbsvorgang beteiligten Personen.

§ 18. A n z e i g e p f l i c h t .

(1) Die unter dieses Bundesgesetz fallenden
Erwerbsvorgänge sind von den im § 17 ge-
nannten Personen binnen zwei Wochen nach
Verwirklichung des Erwerbsvorganges dem Fi-
nanzamt anzuzeigen und zwar auch dann, wenn
ein Erwerbsvorgang vom Eintritt einer Be-
dingung oder von einer Genehmigung abhängig
ist oder wenn ein Erwerbsvorgang von der
Besteuerung ausgenommen ist. Die gleiche Ver-
pflichtung trifft auch die Notare, Rechtsanwälte
und sonstigen Bevollmächtigten, die beim Er-
werb eines Grundstückes oder bei Errichtung
der Vertragsurkunde über den Erwerb mit-
gewirkt haben.

(2) Ferner sind binnen zwei Wochen an-
zuzeigen

1. eine Erhöhung der Gegenleistung des Er-
werbes durch Gewährung von zusätzlichen
Leistungen neben der beim Erwerbsvorgang
vereinbarten Gegenleistung,

2. eine Leistung, die der Erwerber des Grund-
stückes anderen Personen als dem Veräußerer
als Gegenleistung dafür gewährt, daß sie auf den
Erwerb des Grundstückes verzichten,

3. eine Leistung, die dem Erwerber des
Grundstückes bei Genehmigung des Erwerbs-
vorganges durch die Genehmigungsbehörde zu-
gunsten des Bundes, eines Landes oder einer
Gemeinde (eines Gemeindeverbandes) oder zu-
gunsten eines sonstigen Empfängers auferlegt
wird,

4. eine Leistung, die ein anderer als der Er-
werber des Grundstückes dem Veräußerer als
Gegenleistung dafür gewährt, daß der Ver-
äußerer dem Erwerber das Grundstück überläßt,

5. ein Eintritt der im § 4 Abs. 2 oder § 9
Abs. 2 angeführten Tatbestände.

§ 19. F ä l l i g k e i t .

Die Steuer wird einen Monat nach der Zu-
stellung des Bescheides fällig.

§ 20. N i c h t e r h e b u n g u n d R ü c k -
v e r g ü t u n g d e r S t e u e r .

(1) Wird ein Erwerbsvorgang rückgängig ge-
macht, so wird auf Antrag die Steuer nicht er-
hoben,

1. wenn die Aufhebung durch Vereinbarung
oder durch Ausübung eines vorbehaltenen Rück-
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trittrechtes innerhalb von zwei Jahren seit der
Entstehung der Steuerschuld stattfindet,

2. wenn die Vertragsbedingungen nicht er-
füllt werden und der Erwerbsvorgang deshalb
auf Grund eines Rechtsanspruches rückgängig
gemacht wird,

3. wenn das Rechtsgeschäft, das den Anspruch
auf Übereignung begründen sollte, nichtig oder
infolge einer Anfechtung als von Anfang an
nichtig anzusehen ist.

(2) Erwirbt der Veräußerer das veräußerte
Grundstück zurück, so wird auf Antrag sowohl
die Steuer für den Rückerwerb als auch die
Steuer für den vorausgegangenen Erwerbsvor-
gang nicht erhoben, wenn der Rückerwerb inner-
halb von zwei Jahren seit der Entstehung der
Steuerschuld für den vorausgegangenen Erwerbs-
vorgang stattfindet.

(3) Wird die Gegenleistung für das Grund-
stück herabgesetzt, so wird die Steuer auf An-
trag ermäßigt,

1, wenn die Herabsetzung innerhalb von zwei
Jahren seit der Entstehung der Steuerschuld
stattfindet,

2. wenn die Herabsetzung (Minderung) auf
Grund der §§ 932 und 933 des Allgemeinen
Bürgerlichen Gesetzbuches vollzogen wird.

(4) Ist in den Fällen der Abs. 1 bis 3 die
Steuer bereits entrichtet, so ist sie unter den
gleichen Voraussetzungen, unter denen sie nicht
zu erheben oder zu ermäßigen ist, rückzu-
vergüten.

(5) Die Vorschriften der Abs. 1 bis 4 gelten
nicht, wenn der rückgängig gemachte Erwerbs-
vorgang oder der dem Rückerwerb voraus-
gegangene Erwerbsvorgang oder der Erwerbs-
vorgang, für den die Gegenleistung herabgesetzt
wurde, nicht ordnungsgemäß angezeigt war.

§ 21. Ü b e r g a n g s - u n d S c h l u ß -
b e s t i m m u n g e n .

(1) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
sind auf alle Vorgänge anzuwenden, die nach
dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes ein-
treten. Auf diese Vorgänge sind auch alle im
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundes-
gesetzes in Geltung stehenden gesetzlichen Be-
stimmungen anzuwenden, die auf die Grund-
erwerbsteuer oder auf das Grunderwerbsteuer-
gesetz hinweisen und nicht in Widerspruch zu
den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes stehen.
Artikel I des Bundesgesetzes vom 27. Mai 1952,
BGBl. Nr . 108/1952, bleibt unberührt .

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Körner
Raab Kamitz

1 4 1 . Bundesgesetz vom 30. Juni 1955, be-
treffend die Erhebung einer Erbschafts- und
Schenkungssteuer (Erbschafts- und Schen-

kungssteuergesetz 1955).

Der Nationalrat hat beschlossen:

I. TEIL.
Steuerpflicht.

1. Gegenstand der Steuer.

§ 1. (1) Der Steuer nach diesem Bundesgesetz
unterliegen

1. der Erwerb von Todes wegen,

2. Schenkungen unter Lebenden,

3. Zweckzuwendungen.

00 Soweit nichts Besonderes bestimmt ist,
gelten die Vorschriften dieses Gesetzes über den
Erwerb von Todes wegen auch für Schenkungen
und Zweckzuwendungen, die Vorschriften über
Schenkungen auch für Zweckzuwendungen unter
Lebenden.

§ 2. (1) Als Erwerb von Todes wegen gilt

1. der Erwerb durch Erbanfall, durch Ver-
mächtnis oder auf Grund eines geltend ge-
machten Pflichtteilsanspruches;

2. der Erwerb durch Schenkung auf den
Todesfall sowie jeder andere Erwerb, auf den
die für Vermächtnisse geltenden Vorschriften
des bürgerlichen Rechtes Anwendung finden;

3. der Erwerb von Vermögensvorteilen, der
auf Grund eines vom Erblasser geschlossenen Ver-
trages unter Lebenden von einem Dri t ten mit
dem Tode des Erblassers unmittelbar gemacht
wird.

(2) Als vom Erblasser zugewendet gilt auch

1. der Übergang von Vermögen auf eine vom
Erblasser angeordnete Stiftung;

2. was jemand infolge Vollziehung einer vom
Erblasser angeordneten Auflage oder infolge
Erfüllung einer vom Erblasser gesetzten Bedin-
gung erwirbt, es sei denn, daß eine einheitliche
Zweckzuwendung vorliegt;

3. was jemand dadurch erlangt, daß bei Ge-
nehmigung einer Zuwendung des Erblassers Lei-
stungen an andere Personen angeordnet oder
zur Erlangung der Genehmigung freiwillig über-
nommen werden;

4. was als Abfindung für einen Verzicht auf
den entstandenen Pflichtteilsanspruch oder für
die Ausschlagung einer Erbschaft oder eines Ver-
mächtnisses von drit ter Seite gewährt wird;

5. was als Entgelt für die Übertragung der
Anwartschaft eines Nacherben gewährt wird.

(3) Das Erlöschen von Leibrenten und anderen
von dem Leben einer Person abhängigen Lasten
gilt nicht als Erwerb von Todes wegen.
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§ 3. (1) Als Schenkung im Sinne des Gesetzes
gilt

1. jede Schenkung im Sinne des bürgerlichen
Rechtes;

.2. jede andere freigebige Zuwendung unter
Lebenden, soweit der Bedachte durch sie auf
Kosten des Zuwendenden bereichert wird;

3. was infolge Vollziehung einer von dem Ge-
schenkgeber angeordneten Auflage oder infolge
Erfüllung einer einem Rechtsgeschäft unter Le-
benden beigefügten Bedingung ohne entspre-
chende Gegenleistung erlangt wird, es sei denn,
daß eine einheitliche Zweckzuwendung vorliegt;

4. was jemand dadurch erlangt, daß bei Ge-
nehmigung einer Schenkung Leistungen an an-
dere Personen angeordnet oder zur Erlangung
der Genehmigung freiwillig übernommen wer-
den;

5. was als Abfindung für einen Erbverzicht
(§ 551 des Allgemeinen Bürgerlichen Gesetz-
buches) gewährt wird;

6. was ein Vorerbe dem Nacherben mit Rück-
sicht auf die angeordnete Nacherbschaft vor
ihrem Eintritt herausgibt;

7. der Übergang von Vermögen auf Grund
eines Stiftungsgeschäftes unter Lebenden;

8. was bei Aufhebung einer Stiftung erworben
wird.

(2) Im Falle des Abs. 1 Z. 6 ist der Besteuerung
auf Antrag das Verhältnis des Nacherben zum
Erblasser zugrunde zu legen.

(3) Gegenleistungen, die nicht in Geld ver-
anschlagt werden können, werden bei der Fest-
stellung, ob eine Bereicherung vorliegt, nicht be-
rücksichtigt.

(4) Die Steuerpflicht einer Schenkung wird
nicht dadurch ausgeschlossen, daß sie zur Beloh-
nung oder unter einer Auflage gemacht oder in
die Form eines lästigen Vertrages gekleidet wird.

(5) Eine Ausstattung oder ein Heiratsgut, das
Abkömmlingen zur Einrichtung eines den Ver-
mögensverhältnissen und der Lebensstellung der
Beteiligten angemessenen Haushaltes gewährt
wird, gilt nicht als Schenkung, sofern zur Zeit
der Zuwendung ein Anlaß für eine Ausstattung
oder ein Heiratsgut gegeben ist und der Zweck
der Zuwendung innerhalb zweier Jahre erfüllt
wird. Eine Ausstattung oder ein Heiratsgut, das
über das angegebene Maß hinausgeht, ist in-
soweit steuerpflichtig.

§ 4. Als Zweckzuwendung gilt

1. bei einer Zuwendung von Todes wegen

a) eine der Zuwendung beigefügte Auflage
zugunsten eines Zweckes,

b) eine Leistung zugunsten eines Zweckes, von
der die Zuwendung abhängig gemacht ist,

soweit die Bereicherung des Erwerbers durch die
Anordnung gemindert wird;

2. bei einer freigebigen Zuwendung unter
Lebenden

a) eine der Zuwendung beigefügte Auflage
zugunsten eines Zweckes oder eine Lei-
stung zugunsten eines Zweckes, von der die
Zuwendung oder ein gegenseitiger Vertrag
abhängig gemacht ist,

b) eine in einem entgeltlichen Vertrage ver-
einbarte Leistung zugunsten eines Zweckes,
sofern das Entgelt nicht der Umsatzsteuer
unterliegt.

§ 5. (1) Der Vorerbe gilt als Erbe.
(2) Beim Eintritt des Falles der Nacherbfolge

haben diejenigen, auf die das Vermögen über-
geht, den Erwerb als vom Vorerben stammend
zu versteuern. Auf Antrag ist der Besteuerung
das Verhältnis des Nacherben zum Erblasser zu-
grunde zu legen.

(3) Tr i t t der Fall der Nacherbfolge nicht durch
den Tod des Vorerben ein, so gilt die Vorerb-
folge als auflösend bedingter, die Nacherbfolge
als aufschiebend bedingter Anfall. In diesem
Falle ist dem Nacherben die vom Vorerben ent-
richtete Steuer abzüglich desjenigen Steuerbetra-
ges anzurechnen, welche der tatsächlichen Be-
reicherung des Vorerben entspricht.

(4) Nachvermächtnisse und beim Tode des Be-
schwerten fällige Vermächtnisse stehen den
Nacherbschaften gleich.

2. Persönliche Steuerpflicht.

§ 6. (1) Die Steuerpflicht ist gegeben
1. für den gesamten Erbanfall, wenn der Erb-

lasser zur Zeit seines Todes oder der Erwerber
zur Zeit des Eintrittes der Steuerpflicht ein In-
länder ist;

2. für den Erbanfall, soweit er in inländischem
landwirtschaftlichen und forstwirtschaftlichen
Vermögen, inländischem Betriebsvermögen oder
inländischem Grundvermögen, in einem Nut -
zungsrecht an einem solchen Vermögen oder in
solchen Rechten besteht, deren Übertragung an
eine Eintragung in inländische Bücher geknüpft
ist, in allen anderen Fällen.

(2) Als Inländer im Sinne dieses Bundesgesetzes
gelten

1. österreichische Staatsbürger, es sei denn, daß
sie sich länger als zwei Jahre dauernd im Aus-
land aufgehalten haben, ohne einen Wohnsitz
im Inland zu haben. Diese Ausnahme findet
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keine Anwendung auf öffentlich Bedienstete, die
im Ausland ihren dienstlichen Wohnsitz haben.
Honorarkonsuln gelten nicht als öffentlich Be-
dienstete im Sinne dieser Vorschrift;

2. Ausländer, die im Inland einen Wohnsitz
oder in Ermangelung eines solchen einen ge-
wöhnlichen Aufenthalt haben;

3. juristische Personen und Personenvereini-
gungen sowie Anstalten, Stiftungen und andere
Zweckvermögen, die ihren Sitz oder ihre Ge-
schäftsleitung im Inland haben.

(3) Soweit die Steuerpflicht im Ausland be-
findliche Grundstücke, Sachen, Forderungen
gegen ausländische Schuldner oder Rechte, deren
Übertragung an eine Eintragung in ausländische
Bücher geknüpft ist, betrifft, ist auf Antrag
die von dem ausländischen Staate aus Anlaß des
Erbfalles erhobene Steuer bei Berechnung der
Erbschaftssteuer als Nachlaßverbindlichkeit ab-
zuziehen. Inwieweit statt dessen bei Gewährung
der Gegenseitigkeit eine Anrechnung der auslän-
dischen Steuer auf die inländische Steuer erfolgt,
bestimmt das Bundesministerium für Finanzen.

(4) Ist im Falle des Abs. 1 Z. 1 ein Teil des
Vermögens der inländischen Besteuerung auf
Grund von Staatsverträgen entzogen, so ist die
Steuer nach dem Steuersatze zu erheben, der
dem ganzen Erwerb entspricht.

§ 7. (1) Nach dem persönlichen Verhältnis des
Erwerbers zum Erblasser werden die folgenden
fünf Steuerklassen unterschieden:

I.

S t e u e r k l a s s e I.

1. Der Ehegatte,

2. die Kinder. Als solche gelten
a) die ehelichen Kinder,
b) die an Kindes Statt angenommenen Per-

sonen und sonstige Personen, denen die
rechtliche Stellung ehelicher Kinder zu-
kommt,

c) die unehelichen Kinder beim Erwerb von
der Mutter, beim Erwerb vom Vater nur,
wenn er die Vaterschaft anerkannt hat,

d) die Stiefkinder.

II.

S t e u e r k l a s s e II.

Die Abkömmlinge der in der Steuerklasse I
Z. 2 Genannten, die Abkömmlinge der an Kin-
des Statt angenommenen Personen jedoch nur
dann, wenn sich die Wirkungen der Annahme
an Kindes Statt auch auf die Abkömmlinge er-
strecken.

III.
S t e u e r k l a s s e III.

1. Die Eltern, Großeltern und weiteren Vor-
eltern,

2. die Stiefeltern,

3. die voll- und halbbürtigen Geschwister.

IV.

S t e u e r k l a s s e IV.

1. Die Schwiegerkinder,

2. die Schwiegereltern,

3. die Abkömmlinge ersten Grades von Ge-
schwistern.

V.

S t e u e r k l a s s e V.

Alle übrigen Erwerber und die Zweckzuwen-
dungen.

(2) Im Falle des § 3 Abs. 1 Z. 8 gilt als Ge-
schenkgeber der zuletzt Berechtigte; in den
Fällen des § 2 Abs. 2 Z. 1 und § 3 Abs. 1 Z. 7 ist
der Besteuerung das Verwandtschaftsverhältnis
des nach der Stiftungsurkunde entferntest Be-
rechtigten zu dem Erblasser oder Geschenkgeber
zugrunde zu legen, sofern die Stiftung wesent-
lich im Interesse einer Familie oder bestimmter
Familien gemacht ist.

3. Berechnung der Steuer.

§ 8. (1) Die Steuer beträgt bei Erwerben

(2) Die Steuer nach Abs. 1 ist in der Weise zu
berechnen, daß von dem Wertbetrag des Er-
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werbes nach Abzug der Steuer nicht weniger
erübrigt wird, als von dem höchsten Wert-
betrage der nächstniedrigeren Stufe des Tarifes
nach Abzug der nach dieser entfallenden Steuer.

(3) Von Zuwendungen an solche inländische
Stiftungen, Gesellschaften, Vereine oder An-
stalten, die ausschließlich mildtätige oder ge-
meinnützige Zwecke verfolgen, sofern ihnen
eigene Rechtspersönlichkeit zukommt, beträgt
die Steuer ohne Rücksicht auf die Höhe der
Zuwendung 5 v. H. Dieser Steuersatz ist auch
auf ausländische Stiftungen, Gesellschaften, Ver-
eine oder Anstalten der bezeichneten Art an-
zuwenden, sofern Gegenseitigkeit gewährt wird.

(4) Die sich nach den Abs. 1 und 2 oder nach
dem Abs. 3 ergebende Steuer erhöht sich bei Zu-
wendungen

a) an den Ehegatten, einen Elternteil,
ein Kind, ein Enkelkind, ein Stief-
kind, ein Wahlkind oder ein
Schwiegerkind des Zuwendenden
oder an ein vom Zuwendenden in
Erziehung genommenes Kind um 1 v. H.

b) an andere Personen um 2 v. H .
des Wertes der durch die Zuwendung erwor-
benen Grundstücke.

(5) Die sich nach den Abs. 1, 2 und 4 oder
nach den Abs. 3 und 4 ergebende Steuer darf
im Falle des Abs. 4 lit. a nicht weniger als 1 v. H.,
im Falle des Abs. 4 lit. b nicht weniger als
2 v. H . des Wertes der erworbenen Grundstücke
betragen.

(G) Wird durch die Zuwendung auch land- und
forstwirtschaftliches Vermögen erworben, so er-
mäßigt sich die nach den Abs. 1, 2 und 4
errechnete Steuer, soweit sie auf land- und forst-
wirtschaftliches Vermögen entfällt, um 1500 S.

§ 9. Erfüllt der Erbe eine wegen Formman-
gels nichtige Verfügung von Todes wegen, so
ist nur die Steuer zu erheben, die bei Gültig-
keit der Verfügung des Erblassers zu entrichten
gewesen wäre.

§ 10. Hat der Erblasser die Entrichtung der
von dem Erwerber geschuldeten Steuer einem
anderen auferlegt, so ist die Steuer so zu be-
rechnen, wie wenn die Auflage nicht erfolgt
wäre. Dies gilt nicht für Schenkungen, bei denen
der Geschenkgeber die Zahlung der Steuer über-
nimmt.

§ 11. (1) Mehrere innerhalb zehn Jahren von
derselben Person anfallende Vermögensvorteile
werden in der Weise zusammengerechnet, daß
dem letzten Erwerbe die früheren Erwerbe nach
ihrem früheren Werte zugerechnet werden und
von der Steuer für den Gesamtbetrag die Steuer
abgezogen wird, welche für die früheren Er-

werbe zur Zeit des letzten zu erheben gewesen
wäre.

(2) Die durch jeden weiteren Erwerb veran-
laßte Steuer darf nicht mehr betragen als
60 v. H . dieses Erwerbes.

4. Steuerschuld und Steuerschuldner.

§ 12. (1) Die Steuerschuld entsteht

1. bei Erwerben von Todes wegen
mit dem Tode des Erblassers, jedoch

a) für den Erwerb des unter einer aufschie-
benden Bedingung oder unter einer Be-
fristung Bedachten mit dem Zeitpunkt des
Eintrittes der Bedingung oder des Ereig-
nisses;

b) für den Erwerb eines geltend gemachten
Pflichtteilsanspruches mit dem Zeitpunkt
der Geltendmachung;

c) im Falle des § 2 Abs. 2 Z. 1 mit dem Zeit-
punkt der Genehmigung der Stiftung;

d) in den Fällen des § 2 Abs. 2 Z. 2 mit dem
Zeitpunkt -der Vollziehung der Auflage
oder der Erfüllung der Bedingung;

e) in den Fällen des § 2 Abs. 2 Z. 3 mit dem
Zeitpunkt der Genehmigung;

f) in den Fällen des § 2 Abs. 2 Z. 4 mit dem
Zeitpunkt des Verzichtes oder der Aus-
schlagung;

g) im Falle des § 2 Abs. 2 Z. 5 mit dem Zeit-
punkt der Übertragung der Anwartschaft;

h) für den Erwerb des Nacherben mit dem
Zeitpunkt des Eintrittes der Nacherbfolge;

2. bei Schenkungen unter Lebenden
mit dem Zeitpunkt der Ausführung der Zuwen-
dung;

3. bei Zweckzuwendungen
mit dem Zeitpunkt des Eintrittes der Verpflich-
tung des Beschwerten.

(2) Im Falle der Aussetzung der Besteuerung
nach § 30 gilt die Steuerschuld für den Erwerb
des mit dem Nutzungsrecht belasteten Ver-
mögens als mit dem Zeitpunkt des Erlöschens des
Nutzungsrechtes entstanden.

(3) In den Fällen des Abs. 1 Z. 1 lit. a kann
das Finanzamt vor Entstehung der Steuerschuld
Sicherheitsleistung aus dem Nachlaß verlangen.

§ 13. (1) Steuerschuldner ist der Erwerber, bei
einer Schenkung auch der Geschenkgeber und bei
einer Zweckzuwendung der mit der Ausführung
der Zuwendung Beschwerte.

(2) Neben den im Abs. 1 Genannten haftet der
Nachlaß sowie jeder Erbe in Höhe des Wertes
des aus der Erbschaft Empfangenen für die
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Steuer der am Erbfall Beteiligten als Gesamt-
schuldner.

(3) Der Vorerbe hat die durch die Vorerb-
schaft veranlaßte Steuer aus den Mitteln der
Vorerbschaft zu entrichten.

(4) Haben Erben, gesetzliche Vertreter oder
Bevollmächtigte der Erben, Testamentsvoll-
strecker, Nachlaßpfleger oder Nachlaßverwalter
den Nachlaß oder Teile desselben vor der Be-
richtigung oder Sicherstellung der Steuer an-
deren Personen ausgehändigt, so haften diese
Personen in Höhe des aus der Erbschaft Emp-
fangenen persönlich für die Steuer, es sei denn,
daß sie zur Zeit der Empfangnahme in gutem
Glauben sind. Sie sind nicht in gutem Glauben,
wenn ihnen bekannt oder infolge grober Fahr-
lässigkeit unbekannt ist, daß die Steuer weder
entrichtet noch sichergestellt ist.

(5) Versicherungsunternehmen, die vor Be-
richtigung oder Sicherstellung der Steuer die von
ihnen zu leistende Versicherungssumme oder
Leibrente in das Ausland zahlen oder auslän-
dischen Berechtigten zur Verfügung stellen,
haften in Höhe des herausgegebenen Betrages
für die Steuer, soweit dieser 3000 S übersteigt.
Das gleiche gilt für Personen, in deren Gewahr-
sam sich Vermögen des Erblassers befindet, so-
weit sie das Vermögen vorsätzlich oder fahr-
lässig vor Berichtigung oder Sicherstellung der
Steuer in das Ausland bringen oder ausländischen
Berechtigten zur Verfügung stellen.

5. Befreiungen und Ermäßigungen.

§ 14. (1) Bei der Berechnung der Steuer nach
§ 8 Abs. 1 oder § 8 Abs. 3 bleibt bei jedem
Erwerb steuerfrei:

1. für Personen der Steuerklasse I oder II ein
Betrag von 10.000 S,

2. für Personen der Steuerklasse III oder IV
ein Betrag von 2000 S,

3. für Personen der Steuerklasse. V ein Betrag
von 500 S.

(2) In den Fällen, in denen sich die Besteuerung
gemäß § 6 Abs. 1 Z. 2 auf das dort angeführte
Vermögen beschränkt, beträgt der Steuerfrei-
betrag 500 S.

§ 15. (1) Steuerfrei bleiben außerdem

1. a) Hausrat (einschließlich Wäsche und Klei-
dungsstücke) beim Erwerb durch Personen
der Steuerklasse I oder II ohne Rücksicht
auf den Wert,
der Steuerklasse III oder IV, soweit der
Wert 10.000 S nicht übersteigt,

b) andere bewegliche körperliche Gegenstände,
die nicht nach Z. 2 befreit sind, beim Er-
werb durch Personen

der Steuerklasse I oder II, soweit der Wert
10.000 S nicht übersteigt,
der Steuerklasse III oder IV, soweit der
Wert 4000 S nicht übersteigt.
Die Befreiung gilt nicht für Gegenstände,
die zum land- und forstwirtschaftlichen
Vermögen, Grundvermögen oder Betriebs-
vermögen gehören, für Zahlungsmittel,
für Edelmetalle, Edelsteine und Perlen;

2. nicht zur Veräußerung bestimmte beweg-
liche körperliche Gegenstände, die geschichtlichen
oder kunstgeschichtlichen oder wissenschaftlichen
Wert haben und sich seit mindestens 20 Jahren
im Besitze der Familie des Erblassers befinden,
sofern sie Personen der Steuerklasse I, II, III
anfallen und nach näherer behördlicher Anwei-
sung den Zwecken der Forschung oder Volks-
bildung nutzbar gemacht werden. Werden solche
Gegenstände innerhalb zehn Jahren nach dem
Erbfall veräußert, so tritt die Steuerbefreiung
außer Kraft;

3. die Befreiung eines Steuerpflichtigen der
Steuerklassen I, II von einer Schuld gegenüber
dem Erblasser, soweit durch den Anfall ledig-
lich die Beseitigung einer Überschuldung er-
reicht wird;

4. die Befreiung von einer Schuld gegenüber
dem Erblasser, sofern die Schuld durch Gewäh-
rung von Mitteln zum Zwecke des angemessenen
Unterhaltes oder zur Ausbildung des Bedachten
begründet worden ist oder der Erblasser die Be-
freiung mit Rücksicht auf die Notlage des
Schuldners angeordnet hat und diese auch durch
die Zuwendung nicht beseitigt wird. Die Steuer-
befreiung entfällt, soweit die Steuer aus der
Hälfte einer neben der erlassenen Schuld dem
Bedachten anfallenden Zuwendung gedeckt wer-
den kann;

5. ein Erwerb, der Eltern, Stiefeltern oder
Großeltern des Erblassers anfällt, sofern der Er-
werb zusammen mit dem sonstigen Vermögen
des Erwerbers 20.000 S nicht übersteigt und der
Erwerber infolge körperlicher oder geistiger Ge-
brechen und unter Berücksichtigung seiner bis-
herigen Lebensstellung als erwerbsunfähig anzu-
sehen ist oder durch die Führung eines gemein-
samen Hausstandes mit erwerbsunfähigen oder
in der Ausbildung zu einem Lebensberufe be-
griffenen Abkömmlingen an der Ausübung einer
Erwerbstätigkeit gehindert ist. Übersteigt der
Wert des Erwerbes zusammen mit dem son-
stigen Vermögen des Erwerbers den Betrag von
20.000 S, so wird die Steuer nur insoweit er-
hoben, als sie aus der Hälfte des die Wertgrenze
übersteigenden Betrages gedeckt werden kann;

6. ein Erwerb, der Personen anfällt, die dem
Erblasser in Erwartung einer letztwilligen Zu-
wendung unentgeltlich oder gegen unzureichen-
des Entgelt Pflege oder Unterhalt gewährt haben,
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soweit das Zugewendete als angemessenes Ent-
gelt anzusehen ist;

7. Vermögen, soweit es von Eltern, Groß-
eltern oder weiteren Voreltern ihren Abkömm-
lingen unentgeltlich zugewendet wurde und an
diese Personen zurückfällt;

8. der Verzicht auf den Pflichtteilsanspruch;

9. Zuwendungen unter Lebenden zum Zwecke
des angemessenen Unterhaltes oder zur Aus-
bildung des Bedachten;

10. Ruhegehalte und ähnliche Zuwendungen,
die ohne rechtliche Verpflichtung früheren oder
jetzigen Angestellten oder Bediensteten gewährt
werden, sowie Zuwendungen an Pensions- oder
Unterstützungskassen des eigenen Betriebes;

11. die üblichen Gelegenheitsgeschenke;

12. Anfälle an den Bund und an Anstalten
und Fonds, deren Abgänge der Bund zu decken
verpflichtet ist, ferner Anfälle an die übrigen
Gebietskörperschaften sowie Anfälle, die aus-
schließlich Zwecken des Bundes oder einer
sonstigen Gebietskörperschaft dienen;

13. Zuwendungen, die der Pflege des An-
denkens oder dem Seelenheile des Zuwendenden
oder seiner Angehörigen dienen.

(2) Angemessen im Sinne des Abs. 1 Z. 9 ist
eine den Vermögensverhältnissen und der Lebens-
stellung des Bedachten entsprechende Zuwen-
dung. Eine dieses Maß übersteigende Zuwendung
ist in vollem Umfang steuerpflichtig.

(3) Jede Befreiungsbestimmung ist für sich an-
zuwenden.

§ 16. (1) Wird in einem Lebensversicherungs-
vertrag vereinbart, daß die Versicherungssumme
innerhalb von zwei Monaten nach dem Eintritt
des Versicherungsfalles an das jeweils zur Ent-
gegennahme der Einzahlung der Erbschafts-
steuer zuständige Finanzamt von der Versiche-
rungsanstalt zur Deckung der Erbschaftssteuer
zu überweisen ist, so liegt eine Erbschaftssteuer-
versicherung vor.

(2) Das zuständige Finanzamt hat den über-
wiesenen Betrag in Verwahrung zu nehmen,
darf ihn aber nur insoweit als Erbschaftssteuer
eines oder mehrerer Erben (Vermächtnisnehmer)
verrechnen, als dieser oder diese dem Finanzamt
eine Anweisung erteilen. Fällt der Nachlaß
mehreren Personen zu, so ist in der Anweisung
zu bestimmen, welcher Teil der Versicherungs-
summe als Erbschaftssteuer jeder einzelnen
Person zu verrechnen ist. Wird eine Anweisung
bis zur endgültigen Festsetzung der Erbschafts-
steuer nicht erteilt, so ist die Versicherungs-
summe an die Versicherungsanstalt rückzuüber-
weisen.

(3) Die Erbschaftssteuer ermäßigt sich um den
Betrag, der sich aus der Anwendung des für die
Berechnung der Steuer maßgebenden Prozent-
satzes auf die als Erbschaftssteuer verrechnete
Erbschaftssteuerversicherungssumme jedes Erben
(Vermächtnisnehmers) ergibt.

§ 17. Wenn Personen der Steuerklassen I
oder II Vermögen anfällt, das in den letzten
fünf Jahren vor dem Anfall von Personen der
gleichen Steuerklassen erworben worden ist und
der Besteuerung nach diesem Bundesgesetz unter-
legen hat, wird die auf dieses Vermögen ent-
fallende Steuer um die Hälfte und, wenn der
frühere Steuerfall mehr als fünf Jahre, aber
nicht mehr als zehn Jahre hinter dem späteren
zurückliegt, um ein Viertel ermäßigt.

II. TEIL.

Wertermittlung.

§ 18. Für die Wertermit t lung ist, soweit, in
diesem Gesetze nichts anderes bestimmt ist, der
Zeitpunkt des Entstehens der Steuerschuld maß-
gebend.

§ 19. (1) Die Bewertung richtet sich, soweit
nicht im Abs. 2 etwas Besonderes vorgeschrieben
ist, nach den Vorschriften des Ersten Teiles des
Bewertungsgesetzes (Allgemeine Bewertungs-
vorschriften).

(2) Für inländisches land- und forstwirtschaft-
liches Vermögen, für inländisches Grundver-
mögen und für inländische Betriebsgrundstücke
ist der Einheitswert maßgebend, der nach den
Vorschriften des Zweiten Teiles des Bewertungs-
gesetzes (Besondere Bewertungsvorschriften) auf
den dem Entstehen der Steuerschuld unmittelbar
vorausgegangenen Feststellungszeitpunkt fest-
gestellt ist oder festgestellt wird.

(3) Haben sich in den Fällen des Abs. 2 die
Verhältnisse zwischen dem unmittelbar voraus-
gegangenen Feststellungszeitpunkt und dem Zeit-
punkt des Entstehens der Steuerschuld dergestalt
geändert, daß nach den Vorschriften des Be-
wertungsgesetzes die Voraussetzungen für eine
Wertfortschreibung oder eine Artfortschreibung
gegeben sind, so ist auf den Zeitpunkt des Ent-
stehens der Steuerschuld ein besonderer Einheits-
wert festzustellen.

§ 20. (1) Als Erwerb gilt, soweit nichts anderes
vorgeschrieben ist, der gesamte Vermögensanfall
an den Erwerber. Bei der Zweckzuwendung tri t t
an die Stelle des Anfalles die Verpflichtung des
Beschwerten.

(2) Die infolge des Anfalles durch Vereinigung
von Recht und Verbindlichkeit oder von Recht
und Belastung erloschenen Rechtsverhältnisse
gelten als nicht erloschen.
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(3) Die Anwartschaft eines Nacherben gehört
nicht zu seinem Nachlaß.

(4) Von dem Erwerbe sind insbesondere ab-
zuziehen

1. die Kosten der Bestattung des Erblassers
einschließlich der Kosten der landesüblichen
kirchlichen und bürgerlichen Leichenfeierlich-
keiten und der Kosten eines angemessenen Grab-
denkmales;

2. die im Falle der Todeserklärung des Erb-
lassers dem Nachlaß zur Last fallenden Kosten
des Verfahrens;

3. die Kosten der Eröffnung einer letzt-
willigen Verfügung des Erblassers, die gericht-
lichen und außergerichtlichen Kosten der Rege-
lung des Nachlasses, die Kosten der gerichtlichen
Sicherung des Nachlasses, einer Nachlaßpfleg-
schaft, des Aufgebotes der Nachlaßgläubiger und
der Inventarerrichtung;

4. die Kosten eines für den Nachlaß oder
wegen des Erwerbes geführten Rechtsstreites.

(5) Schulden und Lasten; die in wirtschaftlicher
Beziehung zu nicht steuerbaren Teilen des Er-
werbes stehen, sind nicht abzuziehen. Beschränkt
sich die Besteuerung auf einzelne Vermögens-
gegenstände (§ 6 Abs. 4), so sind nur die in
einer wirtschaftlichen Beziehung zu diesem Teile
des Erwerbes stehenden Schulden und Lasten
abzugsfähig.

(6) Verbindlichkeiten aus Pflichtteilsrechten
können nur insoweit abgezogen werden, als der
Anspruch auf den Pflichtteil geltend gemacht
wird.

(7) Die Steuer nach diesem Bundesgesetz wird
nicht abgezogen.

(8) Ist eine Zuwendung unter einer Auflage
gemacht, die in Geld veranschlagt werden kann,
so ist die Zuwendung nur insoweit steuer-
pflichtig, als sie den Wert der Leistung des
Beschwerten übersteigt, es sei denn, daß die
Leistung dem Zwecke der Zuwendung dient.

§ 21. Ha t der Erwerber nach Vollendung des
15. Lebensjahres im Haushalt oder im Betriebe
des Erblassers ohne Barlohn Dienste geleistet
und dadurch eine fremde Arbeitskraft erspart,
so wird auf Antrag ein der Arbeit und der
Dienstzeit angemessener Betrag von dem Anfall
abgezogen. Dienste, die früher als drei Jahre
vor dem Tode des Erblassers geleistet wurden,
werden nicht berücksichtigt.

III. TEIL.

Veranlagung und Einhebung.
1. Steuererklärung.

§ 22. (1) Jeder der Steuer nach diesem Bundes-
gesetz unterliegende Erwerb ist vom Erwerber,

bei einer Zweckzuwendung vom Beschwerten
binnen einer Frist von drei Monaten nach er-
langter Kenntnis von dem Anfall oder von dem
Eintritt der Verpflichtung dem Finanzamt an-
zumelden.

(2) Erfolgt der steuerpflichtige Erwerb durch
ein Rechtsgeschäft unter Lebenden, so ist zur
Anmeldung auch derjenige verpflichtet, aus
dessen Vermögen der Erwerb stammt.

§ 23. (1) In den Fällen des § 22 kann das
Finanzamt von den zur Anmeldung Ver-
pflichteten innerhalb einer von ihm zu be-
stimmenden Frist die Abgabe einer Erklärung
verlangen. Die Frist muß mindestens einen
Monat betragen.

(2) Die Erklärung hat ein Verzeichnis der zum
Nachlaß gehörenden Gegenstände und die son-
stigen für die Feststellung des Gegenstandes und
des Wertes des Erwerbes erforderlichen Angaben
nach näherer Bestimmung des Bundesmini-
steriums für Finanzen zu enthalten.

2. Pflichten Dritter.

§ 24. Die Gerichte haben, sofern eine Abhand-
lung stattfindet, dem Finanzamt die Todesfälle,
die eröffneten letztwilligen Anordnungen und
die Vornahme von Erbteilungen bekanntzu-
geben; die Notare haben dem Finanzamt be-
glaubigte Abschriften der Niederschriften über
die von ihnen beurkundeten Schenkungen und
Zweckzuwendungen zu übersenden.

§ 25. (1) Wer sieh geschäftsmäßig mit der Ver-
wahrung oder Verwaltung fremden Vermögens
befaßt, ist verpflichtet, Vermögen des Erblassers,
das sich in seinem Gewahrsam befindet, und
Vermögen, das bei ihm zur Verfügung des Erb-
lassers hinterlegt ist, binnen einem Monat, nach-
dem er von dem Eintritt des Erbfalles Kenntnis
erlangt hat, dem Finanzamt nach näherer Be-
stimmung des Bundesministeriums für Finanzen
anzumelden. Soweit nach der mit einem auslän-
dischen Staate getroffenen Vereinbarung die zum
Nachlaß eines Angehörigen dieses Staates gehö-
renden Vermögensgegenstände einem konsula-
rischen Vertreter auszuhändigen sind, hat die
Anmeldung spätestens gleichzeitig mit der Aus-
händigung zu erfolgen.

(2) Dem Finanzamt ist ferner seitens der-
jenigen, die auf den Namen lautende Aktien
oder Schuldverschreibungen ausgegeben haben,
bevor sie die auf den Namen des Erblassers lau-
tenden Wertpapiere nach Eintritt des ihnen be-
kanntgewordenen Erbfalles in ihren Büchern
auf den Namen einer anderen Person umschrei-
ben, von der beantragten Umschreibung schrift-
lich oder zu Protokoll Mitteilung zu machen.
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§ 26. Versicherungsunternehmungen sind ver-
pflichtet, bevor sie Versicherungssummen oder
Leibrenten an einen anderen als den Versiche-
rungsnehmer auszahlen, dem Finanzamt den
wesentlichen Inhalt des Versicherungsvertrages
und die Person des Empfangsberechtigten mitzu-
teilen.

3. Steuerfestsetzung.

§ 27. Auf Grund der Steuererklärung ist der
ihr entsprechende Betrag der Steuer vom Finanz-
amt vorläufig festzusetzen. Der festgesetzte Be-
trag wird binnen einem Monat nach der Zustel-
lung des Steuerbescheides fällig.

§ 28. Für die Berechnung der Steuer nach § 8
und bei der Anwendung des § 14 und des § 15
Abs. 1 Z. 5 wird der Erwerb auf volle 10 S
abgerundet.

§ 29. Ist die Steuer vom Kapitalwert von
Renten oder anderen wiederkehrenden Nutzun-
gen oder Leistungen zu entrichten, so kann sie
nach Wahl des Steuerpflichtigen statt vom Ka-
pitalwerte jährlich im voraus von dem Jahres-
wert entrichtet werden. Die Steuer wird in die-
sem Falle nach dem Hundertsatz erhoben, der
sich nach § 8 für den gesamten Kapitalbetrag
ergibt.

§ 30. (1) Beim Erwerb von Vermögen, dessen
Nutzung einem anderen als dem Steuerpflich-
tigen zusteht, kann der Steuerpflichtige verlan-
gen, daß die Besteuerung bis zum Erlöschen des
Nutzungsrechtes ausgesetzt bleibt. Auf Verlan-
gen des Finanzamtes hat der Steuerpflichtige für
die Steuer Sicherheit zu leisten.

(2) Geht in dem Falle des Abs. 1 das mit dem
Nutzungsrechte belastete Vermögen vor dem
Erlöschen des Nutzungsrechtes durch Erbfolge
auf einen anderen über, so wird die Steuer für
diesen Übergang nicht erhoben, vielmehr tritt
die gleiche Behandlung ein, wie wenn derjenige,
dem das Vermögen zur Zeit des Erlöschens ge-

hört, das Vermögen unmittelbar von dem ur-
sprünglichen Erblasser erworben hätte.

§ 31. Das Finanzamt kann im Einvernehmen
mit dem Steuerpflichtigen von der genauen Er-
mittlung des Steuerbetrages absehen und die
Steuer in einem Pauschbetrag festsetzen.

§ 32. Sind bei der Erteilung des Steuer-
bescheides abzugsfähige Verbindlichkeiten nicht
berücksichtigt worden, weil sie dem Steuerpflich-
tigen unbekannt waren, so kann er bis zum
Ablauf von fünf Jahren seit der Veranlagung
die Berichtigung des Steuerbescheides beantragen.

4. Erstattung.

§ 33. Die Steuer ist zu erstatten, wenn und
insoweit eine Schenkung widerrufen wurde und
deshalb das Geschenk herausgegeben werden
mußte.

IV. TEIL.

Übergangs- und Schlußbestimmungen.

§ 34. (1) Die Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes sind auf alle Vorgänge anzuwenden, für
die die Steuerschuld nach dem Inkrafttreten die-
ses Bundesgesetzes eintritt . Auf diese Vorgänge
sind mit Ausnahme der Bestimmungen im Ar-
tikel II des Bundesgesetzes vom 6. Juli 1954,
BGBl. Nr . 181, auch alle im Zeitpunkt des In-
krafttretens dieses Bundesgesetzes in Geltung
stehenden gesetzlichen Bestimmungen anzuwen-
den, die auf die Erbschaftssteuer oder auf das
Erbschaftssteuergesetz hinweisen und nicht im
Widerspruch zu den Bestimmungen dieses Bun-
desgesetzes stehen.

(2) Artikel I des Bundesgesetzes vom 27. Mai
1952, BGBl. Nr . 108, bleibt unberührt .

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Körner
Raab Kamitz
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